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in dem Rechtsstreit 
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Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten gegeben. 
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Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch den Vorsitzenden Richter 

Prof. Dr. Kayser, den Richter Vill, die Richterin Lohmann und die Richter 

Dr. Fischer und Dr. Pape 

 

am 24. März 2011 

beschlossen: 

 

Die Rechtsbeschwerde gegen den Beschluss des 12. Zivilsenats 

des Oberlandesgerichts Düsseldorf vom 28. Januar 2009 wird auf 

Kosten der Beklagten zurückgewiesen. 

 

Der Wert des Gegenstands der Rechtsbeschwerde wird auf 

6.508,23 € festgesetzt. 

 

 

 

Gründe: 

 

I. 

 

 Der Kläger ist Verwalter in dem am 21. April 2005 eröffneten Insolvenz-

verfahren über das Vermögen des Schuldners. Er begehrt von der Beklagten, 

einer gesetzlichen Krankenkasse, im Wege der Insolvenzanfechtung nach 

§ 133 Abs. 1 InsO Rückzahlung von 19.524,68 €, die der Schuldner auf erhebli-

che Beitragsrückstände bei der Beklagten im Zeitraum vom 15. April 1999 bis 

15. Dezember 2001 geleistet hat, sowie Erstattung vorgerichtlicher Rechtsan-

waltsgebühren in Höhe von 1.561,28 €, jeweils zuzüglich Zinsen. 
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 Die Beklagte hat die Zulässigkeit des Rechtswegs zu den ordentlichen 

Gerichten gerügt. Das Landgericht hat durch Beschluss den Rechtsweg zu den 

Zivilgerichten für zulässig erklärt. Die hiergegen gerichtete sofortige Beschwer-

de hat das Oberlandesgericht zurückgewiesen und die Rechtsbeschwerde zu-

gelassen. Mit dieser verfolgt die Beklagte ihr Begehren weiter, den Rechtsweg 

zur Sozialgerichtsbarkeit festzustellen. 
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II. 

 

 Die Rechtsbeschwerde ist statthaft (§ 17a Abs. 4 Satz 4 GVG, § 574 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ZPO). Der Bundesgerichtshof ist an die Zulassung der 

Rechtsbeschwerde durch das Oberlandesgericht gebunden (§ 17a Abs. 4 

Satz 6 GVG). Sie ist auch im Übrigen zulässig (§ 575 ZPO). 
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 Das Rechtsmittel ist jedoch in der Sache unbegründet. Gemäß § 13 GVG 

ist der Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten gegeben. Eine öffentlich-

rechtliche Streitigkeit nach § 51 SGG liegt nicht vor. 
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 1. Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs gehört der 

Anfechtungsrechtsstreit als bürgerlich-rechtlicher Rechtsstreit gemäß § 13 GVG 

vor die ordentlichen Gerichte. Für die Bestimmung des Rechtswegs ist die Na-

tur des Rechtsverhältnisses entscheidend, aus dem der Klageanspruch herge-

leitet wird (Gemeinsamer Senat der Obersten Gerichtshöfe des Bundes, Be-

schluss vom 29. Oktober 1987 - GmS - OGB 1/86, BGHZ 102, 280, 283). Ob 

der Insolvenzverwalter bestimmte Rechtshandlungen anfechten und daraus 

einen Rückgewähranspruch herleiten kann, ist nach den Rechtssätzen der In-

solvenzordnung zu entscheiden. Dieser Rückgewähranspruch ist generell ein 
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bürgerlich-rechtlicher Anspruch, der die materiellen Ordnungsvorstellungen des 

Insolvenzrechts gegenüber sämtlichen Gläubigern nach Maßgabe der §§ 129 ff 

InsO durchsetzt. Er verdrängt grundsätzlich die außerhalb der Insolvenz gelten-

den allgemeinen Regelungen etwa im Sozialversicherungs-, Steuer- oder Ab-

gabenrecht. Es handelt sich mithin nach der Rechtsnatur der zu beurteilenden 

Verhältnisse um einen Rechtsstreit im Sinne des § 13 GVG (BGH, Urteil vom 

7. Mai 1991 - IX ZR 30/90, BGHZ 114, 315, 320 f; vom 21. September 2006 - IX 

ZR 89/05, ZIP 2006, 2234 Rn. 10; Beschluss vom 2. Juni 2005 - IX ZB 235/04, 

ZIP 2005, 1334, 1335; vom 2. April 2009 - IX ZB 182/08, ZIP 2009, 825 Rn. 10). 

 

 Der anfechtungsrechtliche Rückgewähranspruch ist von Ansprüchen aus 

dem zugrunde liegenden Rechtsverhältnis wesensverschieden und folgt eige-

nen Regeln. Er verdrängt in seinem Anwendungsbereich die allgemeineren Re-

geln der zugrunde liegenden Rechtsverhältnisse und eröffnet dem Insolvenz-

verwalter eine Rückforderungsmöglichkeit, die nach dem außerhalb der Insol-

venz geltenden Rechte dem Verfügenden selbst verwehrt ist. Bei dem Rückge-

währanspruch handelt es sich um einen originären gesetzlichen Anspruch, der 

mit Insolvenzeröffnung entsteht und der dem Insolvenzverwalter vorbehalten ist, 

mit dessen Amt er untrennbar verbunden ist. Der Insolvenzverwalter handelt 

materiell-rechtlich wie prozessual im eigenen Namen und aus eigenem Recht, 

jedoch mit Wirkung für und gegen die Masse; er wird dabei in Erfüllung der ihm 

durch die Insolvenzordnung auferlegten gesetzlichen Verpflichtungen tätig 

(BGH, Beschluss vom 2. April 2009 - IX ZB 182/08, aaO Rn. 13 mwN). 
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 2. Soweit die Sozialgerichte sich bislang mit dieser Frage zu befassen 

hatten, haben sie den Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten für gegeben 

erachtet (LSG Rheinland-Pfalz, ZInsO 2003, 195). Derselben Meinung ist die 

sozialgerichtliche Literatur (Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG 
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9. Aufl. § 51 Rn. 39 Stichwort Insolvenz). Die Rechtsbeschwerde zeigt keine 

abweichende Entscheidung der Sozialgerichte oder abweichende Auffassungen 

in der Literatur auf. 

 

 3. Demzufolge werden in ständiger, bislang nicht in Frage gestellter Pra-

xis die Insolvenzanfechtungsklagen der Insolvenzverwalter und Treuhänder ge-

gen Sozialversicherungsträger von den ordentlichen Gerichten entschieden. 
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 4. An dieser Beurteilung etwas zu ändern gibt die Entscheidung des Ge-

meinsamen Senats der Obersten Gerichtshöfe des Bundes vom 27. September 

2010 keinen Anlass. Dieser hat für insolvenzrechtliche Anfechtungsklagen ge-

gen Arbeitnehmer auf Rückzahlung von Lohn die Arbeitsgerichte für zuständig 

erachtet (Beschluss vom 27. September 2010 - GmS - OGB 1/09, ZIP 2010, 

2418, zur Veröffentlichung bestimmt in BGHZ). Hieraus ergibt sich nichts für 

einen Rechtsweg zu den Sozialgerichten bei Anfechtungsklagen gegen Sozial-

versicherungsträger. 
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 a) Der Gemeinsame Senat hat insolvenzrechtliche Anfechtungsklagen 

gegen Arbeitnehmer als bürgerlich-rechtliche Rechtsstreitigkeit angesehen und 

auf die bisherige Rechtsprechung des Gemeinsamen Senats zur Abgrenzung 

öffentlich- und bürgerlich-rechtlicher Streitigkeiten Bezug genommen (Be-

schluss vom 27. September 2010 aaO Rn. 6). Danach richtet sich, wenn - wie 

hier - eine ausdrückliche Rechtswegzuweisung des Gesetzgebers fehlt, die 

Frage, ob eine Streitigkeit öffentlich oder bürgerlich-rechtlich ist, nach der Natur 

des Rechtsverhältnisses, aus dem der Klageanspruch hergeleitet wird (Ge-

meinsamer Senat, Beschluss vom 10. April 1986 - GmS - OGB 1/85, BGHZ 97, 

312, 313 f; vom 29. Oktober 1987 - GmS - OGB 1/86, BGHZ 102, 280, 283). Es 

kommt darauf an, ob die an der Streitigkeit Beteiligten zueinander in einem ho-
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heitlichen Verhältnis der Über- und Unterordnung stehen und ob sich die Träger 

hoheitlicher Gewalt der besonderen, ihnen zugeordneten Rechtssätze des or-

dentlichen Rechts bedienen, oder ob sie den für jedermann geltenden zivilrecht-

lichen Regelungen unterstellt sind (Gemeinsamer Senat, Beschluss vom 

10. April 1986 aaO; vom 29. Oktober 1987 aaO). 

 

 Für die Annahme einer bürgerlich-rechtlichen Streitigkeit ist zwar noch 

nicht ausreichend, dass sich der Kläger auf eine zivilrechtliche Anspruchsgrund-

lage beruft. Maßgebend ist, dass der Parteivortrag - seine Richtigkeit unter-

stellt - Rechtsbeziehungen oder Rechtsfolgen ergibt, für welche die Zuständig-

keit der Zivilgerichte besteht (Gemeinsamer Senat, Beschluss vom 10. April 

1986 aaO S. 284). 
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 Die Rechtsfolge, die sich aus der insolvenzrechtlichen Anfechtung ergibt, 

ist gemäß § 143 Abs. 1 InsO der Rückgewähranspruch. Dabei handelt es sich 

- wie ausgeführt - um einen originären gesetzlichen Anspruch des Insolvenz-

verwalters. Die Rückgewährpflicht hat ihre Grundlage nicht im Sozialversiche-

rungsrecht, sondern allein im Insolvenzrecht. Die Insolvenzordnung eröffnet mit 

der Insolvenzanfechtung eine Rückforderungsmöglichkeit, die dem Schuldner 

selbst gerade verwehrt ist und die der gleichmäßigen Befriedigung aller Gläubi-

ger dient. Die zugrunde liegende Rechtsbeziehung zwischen Schuldner und 

Anfechtungsgegner wird dadurch nicht umgestaltet. Die Gerichte der ordentli-

chen Gerichtsbarkeit sind vielmehr an Verwaltungsakte, auch diejenigen der 

Sozialversicherungsträger, in den Grenzen ihrer Bestandskraft gebunden. Sie 

haben diese, selbst wenn sie fehlerhaft sind, zu beachten, solange sie nicht 

durch die zuständigen Behörden oder durch die zuständigen Gerichte aufgeho-

ben worden sind. Sie haben sie folglich ihrer Entscheidungsfindung auch im 

Rahmen des Insolvenzanfechtungsrechts zugrunde zu legen, ohne deren 

12 



-  7  - 

Rechtmäßigkeit zu prüfen (BGH, Urteil vom 21. September 2006 - IX ZR 89/05, 

ZIP 2006, 2234 Rn. 14 mwN). Deshalb kommt die insolvenzrechtliche Anfech-

tung von Verwaltungsakten (und Gerichtsurteilen), auch wenn sie von Insol-

venzgläubigern erlassen wurden, nicht in Betracht.  

 

 Das Insolvenzverfahren schafft jedoch zwischen den Verfahrensbeteilig-

ten, insbesondere dem Schuldner, den Gläubigern und den Aus- und Absonde-

rungsberechtigten, Rechtsbeziehungen, die bürgerlich-rechtlicher Natur sind. In 

der Gesamtvollstreckung gibt es keine Privilegierung von Hoheitsträgern; Gläu-

biger, die gegenüber dem Schuldner ihre Zahlungsansprüche in einem Über-/ 

Unterordnungsverhältnis durch öffentlich-rechtliche Leistungsbescheide selbst 

titulieren und außerhalb des Insolvenzverfahrens selbst vollstrecken können, 

verlieren im Insolvenzverfahren diese Befugnis (§ 89 InsO; Jaeger/Eckardt,  

InsO § 89 Rn. 13). Sie sind im laufenden Insolvenzverfahren den anderen 

Gläubigern gleichgestellt. Maßgebend für die Insolvenzfestigkeit der erfolgten 

Befriedigung von Insolvenzgläubigern ist allein die Insolvenzordnung. 
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 b) Nur für das Verhältnis zwischen den ordentlichen Gerichten und der 

Arbeitsgerichtsbarkeit hat der Gemeinsame Senat im Beschluss vom 

27. September 2010 den anfechtungsrechtlichen Rückgewähranspruch nicht 

als rechtswegbestimmend und die Rechtsnatur des Anfechtungsrechts für be-

langlos angesehen. Insoweit handele es sich um einen Streit aus einem Ar-

beitsverhältnis. Dies wird mit arbeitsrechtlichen Überlegungen, der schnelleren 

und kostengünstigeren Abwicklung der Verfahren in der Arbeitsgerichtsbarkeit, 

der Nutzung der Kenntnisse von im Arbeitsleben (nicht im Insolvenzrecht) er-

fahrenen Personen und mit dem geringeren Kostenrisiko vor den Arbeitsgerich-

ten begründet. Auch dem Umstand, dass sich die Parteien kostenlos von voll-

jährigen Familienangehörigen oder Gewerkschaftern (von letzteren in allen In-
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stanzen) vertreten lassen können, wird Bedeutung beigemessen. Zudem wird 

auf die Möglichkeit des § 11a Arbeitsgerichtsgesetz Bezug genommen, wonach 

einem beklagten Arbeitnehmer auch dann ein Rechtsanwalt beigeordnet wer-

den kann, wenn seine Rechtsverteidigung keine Aussicht auf Erfolg hat (Ge-

meinsamer Senat, aaO Rn. 10 ff). Diese Schutzbestimmungen des Arbeitsge-

richtsgesetzes zugunsten der Arbeitnehmer sollen vollen Umfangs auch für In-

solvenzanfechtungsklagen gegen Arbeitnehmer aufrechterhalten werden (Ge-

meinsamer Senat aaO Rn. 13). 

 

 c) Diese Argumente sind auf die Sozialgerichtsbarkeit - aber auch auf die 

anderen Gerichtsbarkeiten, die über öffentlich-rechtliche Streitigkeiten zu ent-

scheiden haben - nicht übertragbar. Den Sozialversicherungsträgern ist durch 

die Vorschriften des Sozialgerichtsgesetzes gegenüber den Beitragspflichtigen 

kein besonderer verfahrensrechtlicher Schutz eingeräumt, den es gegenüber 

dem Insolvenzverwalter, der im Interesse der Gläubigergleichbehandlung An-

fechtungsansprüche geltend zu machen hat, zu erhalten gilt. 
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 5. Soweit der Kläger die außergerichtlich angefallene Vergütung seines 

Rechtsanwalts als Verzugsschaden geltend macht, wird von der Rechtsbe- 
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schwerde nichts gegen die Annahme eingewandt, dass es sich hierbei um eine 

bürgerlich-rechtliche Streitigkeit handelt. 

 

 

 

Kayser Vill Lohmann  

 

 Fischer Pape  

 

Vorinstanzen: 

LG    Düsseldorf, Entscheidung vom 14.11.2008 - 16 O 63/08 -  

OLG Düsseldorf, Entscheidung vom 28.01.2009 - I-12 W 76/08 -  



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


